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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.08.2023 

Geschäftszahl 

Ra 2021/17/0104 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2014/03/0062 E 13. September 2016 RS 4 (hier ohne den fünften und sechsten Satz) 

Stammrechtssatz 

Unter Beleihung versteht man die Betrauung natürlicher oder juristischer Personen mit der Zuständigkeit 
zur Setzung von Hoheitsakten in eigener Organkompetenz und Verantwortung. Beleihungen erfolgen 
durch Gesetz oder durch hoheitlichen Verwaltungsakt. Sie begründen eine Organfunktion des Beliehenen 
im Bereich der Hoheitsverwaltung. Die Funktion des Beliehenen geht dabei über die unselbständige 
Stellung eines Verwaltungshelfers hinaus und umfasst (unbeschadet der Möglichkeit einer 
Weisungsgebundenheit des Beliehenen) die Kompetenz zur selbständigen Entscheidung über die 
Erlassung und den Inhalt von Hoheitsakten. Als Hoheitsakte kommen dabei insbesondere Verordnungen, 
Bescheide sowie Akte der unmittelbaren verwaltungsbehördlichen Befehls- und Zwangsgewalt, aber auch 
Beurkundungen und Leistungsbeurteilungen in Betracht. Aus der funktionellen Organstellung des 
Beliehenen folgt, dass die Gebietskörperschaft, für die der Beliehene tätig wird, nach dem AHG als 
Rechtsträger für die hoheitliche Aufgabenbesorgung des Beliehenen oder seiner Organwalter haftet. 

Als "Inpflichtnahme" ("Indienstnahme") wird hingegen die Mitwirkung Privater an der Erfüllung von 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bezeichnet. Im Unterschied zur Beleihung geht es dabei um bloß 
unterstützende und verwaltungsentlastende Tätigkeiten. Eine Kompetenz zur selbständigen Entscheidung 
über die Setzung von Hoheitsakten ist damit nicht verbunden. 
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